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1 Vorwort 

Das vorliegende Skriptum soll einen Überblick 
über die Pensionsvorsorge und die Sterbekas-
se der Ziviltechniker geben. 

Ziel ist es, für die Vorbereitung zur Ziviltechni-
kerprüfung aber auch für den Berufseinstieg 
und die Praxis die wesentlichen Elemente 
sowie die gesetzlichen und organisatorischen 
Grundlagen der Wohlfahrtseinrichtungen der 
Bundeskammer der Architekten und Ingenieur-
konsulenten darzustellen.  

Die Beantwortung konkreter Fragen in der 
Praxis und Lösungen für den Einzelfall müssen 
auf Basis der Regelungen im Statut bzw. den 

übrigen anwendbaren Rechtsnormen vorge-
nommen werden. 

Für Anfragen steht die Kanzlei der Wohl-
fahrtseinrichtungen zur Verfügung. Umfangrei-
che Informationen sind über das Internet unter 
http://www.archingwe.at abrufbar. 

 

 

 

 

Wien, im Jänner 2012 
Dr. Bernhard Wisleitner 

 

2 Aufgaben der Pensionsversicherung 

Im Bereich der gesellschaftlichen Vorkehrung 
zur Abdeckung sozialer Risken ist auch auf die 
Fälle des Alters, Invalidität, und Tod Rücksicht 
zu nehmen. Die genannten Risikogruppen sind 
(überwiegend) der Pensionsversicherung zu-
geordnet.  

Das nach dem Zweiten Weltkrieg in Österreich 
entstandene „Modell der sozialen Sicherheit“ 
berücksichtigt, dass das Sozialsystem nicht auf 
einzelne Gruppen oder Risken eingeschränkt 
werden darf. Ein umfassendes Netz sozialer 
Sicherheit ist entstanden, das jedoch unter-
schiedliche Ausprägungen für einzelne Berufs-
gruppen (Angestellte, Beamte, Freiberufler 
etc.) mit sich brachte. 

Als wesentliche Grundlinie ist zu erkennen, 
dass gewährleistet sein soll, alle Erwerbstäti-
gen für den Fall des Eintrittes sozialer Risken 
mit Leistungen zu versorgen. 

Im Bereich der Pensionsversicherung sind dies 
vor allem die Altersleistungen, die Hinterblie-
benenleistungen und die Pensionen für den 
Fall der Berufsunfähigkeit.  

Diese Grundsätze sind wichtig für das Ver-
ständnis einzelner Regelungen im Statut der 
Wohlfahrtseinrichtungen.  

 

3 Grundsystem der Wohlfahrtseinrichtungen 

3.1 Gesetzliche Grundlagen 

3.1.1 Ziviltechnikerkammergesetz 

Das Ziviltechnikerkammergesetz 1993  (ZTKG, 
BGBl. 157/1994, in der jeweils geltenden Fas-
sung) enthält in den Paragraphen 29, 29a und 
31 die Bestimmungen über die Wohlfahrtsein-
richtungen. Gemäß § 29 ist die Kammer ver-
pflichtet einen Pensionsfonds und einen Ster-
bekassenfonds zu errichten und zu betreiben. 
Diese Fonds besitzen keine eigene Rechtsper-
sönlichkeit, das Vermögen ist aber ein zweck-

gebundenes Sondervermögen der Bundes-
kammer der Architekten und Ingenieurkonsul-
enten (bAIK).  

Das Beitragsrecht ist in § 29a geregelt, die 
Verordnungsermächtigung für das Statut in 
§ 31. 

3.1.2 Statut 

Das Statut der Wohlfahrtseinrichtungen ist die 
unmittelbar anwendbare rechtliche Grundlage 
für den Pensionsfonds und den Sterbekassen-
fonds. 
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Das Statut wird vom Kammertag der Bundes-
kammer erlassen. 

Die Verordnungsermächtigung, also die bun-
desgesetzliche Grundlage findet sich in 
§§ 29 ff ZTKG.  

3.1.2.1 Geschäftsplan 

Der Geschäftsplan regelt die versicherungsma-
thematischen Details des Pensionsfonds, wird 
vom Aktuar erstellt, vom Prüfaktuar geprüft 
und vom Kammertag beschlossen.  

3.1.3 WE und „staatliche“ Versicherung 

Die Möglichkeit zum Opting Out wurde mit dem 
ASRÄG 1997 allen durch Kammern vertrete-
nen freiberuflich Tätigen eingeräumt. Diese 
Möglichkeit wurde später (BGBl I 86/1999) auf 
die Rechtsanwälte und Ziviltechniker einge-
schränkt. 

Ohne das Opting Out wäre die Versicherungs-
pflicht als "neuer Selbständiger" auch für alle 
Ziviltechniker im GSVG zusätzlich zur WE ab 
dem Jahr 2000 entstanden.  

Für das Ziel der bAIK, die Wohlfahrtseinrich-
tungen an das FSVG zu übertragen, begann 
im Dezember 2011 mit der Entschließung des 
Sozialausschusses und dem nachfolgenden 
einstimmigen Beschluss im Parlament eine 
neue, bedeutende Phase. 

Die Geschichte der Bestrebungen der bAIK, das 
Pensionssystem in das staatliche System überzu-
führen, hat bereits Ende der 80er-Jahre begonnen. 
Die im Jahr 1999 durch das BMS angebotenen 
Bedingungen hätten keine Verbesserungen im Be-
reich der Beitragssätze enthalten, Basis waren auch 
hier 25% der Beitragsgrundlage, die Möglichkeit zur 
Erhöhung war vorgesehen. Auch der auf die Zivil-
techniker begrenzte Risikopool wäre weitergeführt 
worden, da die Pensionsversicherung der ZT im 
GSVG in einem eigenen Rechnungskreis geführt 
werden sollte. Das Vermögen der WE sollte einge-
bracht werden. Dieses Modell fand keine Mehrheit 
in der Bundeskammer. Das Opting Out wurde unter 
Protest, mit der Begründung erklärt, dass durch den 
gesetzlich vorgegebenen knappen Zeitrahmen, kein 
Spielraum bestand, über verbesserte Angebote mit 
dem Staat zu verhandeln. 

Ohne das Opting Out wäre ab der Pflichtversiche-
rung im GSVG als neuer Selbständiger eine echte 
Doppelversicherung (für die Einkünfte aus Ziviltech-
nikertätigkeit) entstanden. (Das wäre die Verpflich-
tung gewesen, von einer Einkunftsart zwei Mal 
Pensionsversicherungsbeträge zu bezahlen. Davon 
ist die Mehrfachversicherung [unterschiedliche Ver-
sicherung für verschiedene Einkunftstarten/-teile] zu 
unterscheiden). Die Frist für das Opting Out endete 
am 1.10.1999. Die über ca. 10 Jahre laufende Ent-
wicklung hatte somit sehr kurzfristig einen deutli-
chen Zeitdruck für die kammerinterne Entscheidung 
bekommen. 

Als wesentliche Grundparameter des Angebotes, 
das damals vom Ministerium vorlag, sind die Ein-
bringung des WE-Vermögens (ohne Liegenschaf-
ten) und ein Beitragssatz von 25% (der später noch 
erhöht hätte werden können) zu erwähnen. Durch 
den geschlossenen Rechnungskreis hätten auch 
nach der Einbringung in das GSVG die Leistungen 
aus dem Vermögen geleistet werden müssen; eine 
staatliche Unterstützung war nicht angeboten. Das 
Risiko, dass in Zukunft die Pensionen bezahlt wer-
den können, wäre auf den Kreis der Ziviltechniker 
beschränkt geblieben.  

Die Verwaltung der Pensionen wäre von der bAIK in 
die SVA übergegangen, die Regelungskompetenz 
wäre dann ausschließlich in der Bundesgesetzge-
bung und nicht mehr beim Kammertag gewesen. 

Mit Rücksicht auf die - letztlich auch aktuell - kam-
merpolitische Bedeutung der Entscheidung soll an 
dieser Stelle keine Bewertung des Opting Out vor-
genommen werden; Ziel ist auch hier, die aus den 
Unterlagen nachvollziehbaren Fakten zusammenzu-
fassen. 

3.1.4 § 5 GSVG 

§ 5 GSVG ist die unmittelbare Grundlage für 
die Ausnahme der freiberuflich tätigen Zivil-
techniker aus dem GSVG.  

3.1.5 § 5 ASVG 

Angestellte Geschäftsführer von ZT-
Gesellschaften mit aufrechter Befugnis sind 
gem. § 5 ASVG ausgenommen. 

Die Ausnahmeregelung für Anwärter ist nicht 
anwendbar. 

 

3.2 Pensionsfonds 

3.2.1 Die Pensionsreformen 

Die Notwendigkeit zur Reform des Pensions-
systems wurde bereits 1990 erkannt.1 Die de-
mografischen Veränderungen konnten bereits 
prognostiziert werden und betreffen unverän-

                                                      
1
  Aus: „Informationen über die Wohlfahrtseinrichtungen“; 

Bundes-Ingenieurkammer; September 1990:   
„Umlageverfahren sind gefährdet, wenn Stabilität der 
Sozietät nicht erreicht werden kann. Besonders ge-
fährlich sind lange Phasen eines Mitgliederzuwachses, 
die von einer Stagnation oder einem Mitgliederrück-
gang abgelöst werden. Kommen die „starken Jahrgän-
ge“ ins Pensionsalter und ist gleichzeitig eine relativ 
geringe Zahl von Beitragszahlern zur Verfügung, müs-
sen Pensionen trotz „wohlerworbener Rechte“ redu-
ziert oder die Beiträge mit erweiterten Ansprüchen für 
die Zukunft erhöht werden. 
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dert alle Pensionssysteme, auch über die 
Grenzen Österreichs hinaus. 

Gleichzeitig mit dem Opting Out wurde das 
Pensionssystem der Ziviltechniker reformiert. 
Das mit 1.7.2000 eingeführte neue System ist 
eine Mischform aus Umlageverfahren und 
Kapitaldeckungsverfahren2.  

Mit 1.7.2004 trat ein neues Statut in Kraft, das 
eine weitere Reform, u.a. eine Beitragssen-
kung enthält. Alle nachfolgenden Werte bezie-
hen sich auf 2012! 

Die Pensionsversicherung der Ziviltechniker 
war seit der Gründung im Jahr 1951 aus-
schließlich selbstfinanziert. Mit der Reform 
konnte die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
des Systems abgesichert werden. Das reali-
sierte Konzept war eine der möglichen Varian-
ten und fand die erforderliche Kammermehr-
heit.3 

Im Vergleich dazu sind für die staatlichen Pen-
sionssysteme von teils erheblichen Zuschüs-
sen aus dem Bundesbudget abhängig. Die 
Reformen sind noch weiterzuführen, die not-
wendigen Maßnahmen sind noch nicht erarbei-
tet oder zumindest nicht in der Öffentlichkeit 
bekannt.  

Konkrete Aussagen über die künftige Entwick-
lung dieser Systeme wären Prognosen und 
Interpretationen volkswirtschaftlicher und sozi-
alpolitischer Maßnahmen, wofür an dieser 
Stelle kein Platz ist. Die aktuelle Medienbe-
richterstattung bietet jedoch eine breite Fülle 
an Informationen. 

Nach der Reform 2000 ist ohne Bundesbeitrag 
eine Anpassung der Parameter an das deutlich 
gesungene Zinsen- bzw. Renditeniveau zu 
erwarten. 

3.2.2 Beitragsverwendung bis zum 
Vollen Beitrag 

Die Beiträge werden, bis zum Vollen Beitrag 
(Jahresbeitrag 2012 von € 15.945,12) nach 
folgender Aufteilung verwendet: 

Pensionskonto 61,4% 
Umlage direkt 30,6% 

                                                      
2
  Als langfristiges Ziel wurde die Forderung nach einem 

kapitalgedeckten Pensionssystem formuliert. Hinter-
grund waren zum Beispiel Vergleiche mit dem seit sei-
nem Bestehen stets kapitalgedeckten Pensionssystem 
der Bayrischen-Architekten-Kammer. 

3
  Es gab auch ein weiteres, rein kapitalgedecktes Mo-

dell. Das vorgeschlagene Konzept wurde jedoch von 
den zuständigen Gremien der Kammer abgelehnt, da 
es die geforderte intergenerative Gerechtigkeit (Vertei-
lung der Lasten auf mehrere Versichertenpopulatio-
nen) nicht herstellen konnte. 

Pflegegeld 1,5% 
Berufsunfähigkeit 3,5% 
Verwaltungskosten: 3,0% 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In den 61,4% sind 1,4% für die Zuweisung auf 
das Pensionskonto solange enthalten, als nach 
Einstellung des versicherungstechnischen 
Ergebnisses die Rückstellung für künftige Leis-
tungsfälle in der Bilanz ein Guthaben aufweist. 

3.2.3 Beitragsverwendung zwischen 
dem Vollen Beitrag und dem 
Höchstbeitrag 

Beiträge, die über der Vollen Teilnahme von 
€ 15.945,12 bezahlt werden, sind gem. Statut 
zu 97% dem persönlichen Pensionskonto zu-
zuweisen. Zum Abzug kommen nur 3% Ver-
waltungskosten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3.2.4 Persönliches Pensionskonto 

Die Beiträge werden zu 61,4%, bzw. über der 
vollen Teilnahme zu 97% dem persönlichen 
Pensionskonto  gutgeschrieben. Das Pensi-
onskonto ist nur die Berechnungsgrundlage für 
die Pensionen, kein „Sparkonto“ der einzelnen 
Versicherten. 

Die Alterspension im neuen System wird auf 
der Basis des persönlichen Pensionskontos 

Persönliches Beitragskonto
97%

Verwaltung 3%

 

Umlage
30,60%

Pensionskonto
61,40%

Berufsunfähigkeit
3,50%

Verwaltung 
3,00% Pflegegeld

1,50%
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errechnet. Der sich durch Einzahlungen und 
die Verzinsung ergebende Kontostand wird 
durch den Barwert der Lebenserwartung4 divi-
diert. Die daraus errechnete Jahrespension 
wird auf zwölf monatliche und zwei Sonderzah-
lungen aliquot aufgeteilt. 

Die Alterspensionsansprüche nach dem Statut 
sind damit von den geleisteten Einzahlungen 
abhängig, über die Beitragsverwendung erge-
ben sich systemtypische Solidarelemente.  

Besonders zu beachten ist die höhere Gut-
schrift (97%) der Beiträge für Zahlungen über 
€ 15.945,12/Jahr. Daraus ergibt sich ein signi-
fikanter Hebel auf den Pensionsanspruch. 

3.3 Sterbekassenfonds 

Der Sterbekassenfonds wird im Umlageverfah-
ren geführt und erbringt Einmalleistungen im 
Ablebensfall. 

3.4 Kammerorganisation 

3.4.1 Bundeskammer 

In der Bundeskammer der Architekten und 
Ingenieurkonsulenten wird das Sonder-
vermögen der Wohlfahrtseinrichtungen 
geführt.  

3.4.2 Länderkammern  

Die Länderkammern sind die Mitglieder der 
Bundeskammer. Die Vorstände der Länder-
kammern entsenden die Mitglieder des Kurato-
riums. 

3.4.3 Kuratorium 

Das Kuratorium der Wohlfahrtseinrichtungen 
ist ein Organ der Bundeskammer der Architek-
ten und Ingenieurkonsulenten. Das Kuratorium 
verwaltet die Wohlfahrtseinrichtungen. Die 
Mitglieder des Kuratoriums werden von den 
Kammervorständen der 4 Länderkammern 
entsandt. Das Kuratorium besteht derzeit aus 
12 Mitgliedern. 

Die Aufgaben des Kuratoriums sind: 

- Verwaltung der Wohlfahrtseinrichtungen 
- Entscheidungen als Behörde 1. Instanz 

                                                      
4
  Dieser Wert ist eine versicherungsmathematische 

Größe, die sich aus der Lebenserwartung und Zinsfak-
toren errechnet. 

- Entscheidung über Verpflichtung zur Leis-
tung von Beiträgen 

- Entscheidung über Gewährung von Leis-
tungen 

- Vermögensveranlagung (siehe auch Ver-
anlagungsausschuss) 

- Budgeterstellung für das jeweilige Jahr. 
- Ausarbeitung des Geschäftsplans  
- Wahrung und Förderung der sozialen Inte-

ressen der Ziviltechniker 
- Ausarbeitung von Vorschlägen für den 

Kammertag in Angelegenheiten der Wohl-
fahrtsrichtungen und des  Statutes  (Bei-
träge, Anpassungen, Veränderung der 
Zinssätze etc.) 

 
Für die Sitzungen des Kuratoriums gilt die 
Geschäftsordnung der Bundeskammer, mit der 
Besonderheit, dass Beschlüsse des Kuratori-
ums eine Zweidrittelmehrheit erfordern. 
Das Kuratorium ist bei der Erlassung von Be-
scheiden Behörde 1. Instanz.  

3.4.4 Kanzlei 

In der Kanzlei der Wohlfahrtseinrichtungen ist 
die operative Verwaltung der Wohlfahrtsein-
richtungen eingerichtet.  

Das breite Aufgabenspektrum umfasst z.B. die  

- Beitragseinhebung 
- Organisation der internen Abläufe u. EDV 
- Mitgliederevidenz 
- Kontenverwaltung 
- Pensionsberechnung 
- Bescheiderstellung 
- Beratung der Mitglieder zu Fragen des 

kammereigenen Pensionssystems 
- Aufbereitung der Beschlusspunkte im Ku-

ratorium 
- Organisation und Dokumentation der Kura-

toriumssitzungen 
- Umsetzung von Statutänderungen 
- Budgetplanung 
- Liquiditätsplanung 
- Zahlungsverkehr 
Die angeführten Beispiele geben einen Abriss 
der Aufgabenstellungen, die teils unter Einbe-
ziehung externer Dienstleister erfüllt werden. 

3.4.5 Kammertagsausschuss WE 

Der (fakultative) Kammertagsausschuss WE 
wurde zur Beratung und Bearbeitung von Än-
derungen des Statuts eingesetzt. 

Im Kammertagsausschuss werden die Fragen 
über die Zukunft der Pensionsversicherung der 
Ziviltechniker, einschließlich der Verhandlun-
gen mit dem Staat zur Einbeziehung der Zivil-
technikerInnen in das FSVG beraten. 
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Der Kammertagsausschuss wird seine Tätig-
keit mit dem Vorliegen eines Verhandlungser-
gebnisses betreffend die Einbeziehung in das 
FSVG fortsetzen. 

Bis dahin ist das so genannte „Kernteam“ 
(bAIK-Präsidium + WE-Vorsitz) für die Ver-
handlungen zuständig. 

 

3.4.6 Kammertag  

Der Kammertag ist gesetzgebendes Organ der 
Bundeskammer und erlässt die Verordnungen; 
das Statut der Wohlfahrtseinrichtungen ist eine 
Verordnung der Bundeskammer. 

3.4.7 Vorstand der Bundeskammer 

Der Vorstand der Bundeskammer entscheidet 
in 2. Instanz über Berufungen gegen Beschei-
de des Kuratoriums. Gegen die Berufungsent-
scheidung des Vorstandes ist eine Beschwer-
de an den Verfassungsgerichtshof oder an den 
Verwaltungsgerichtshof zulässig. 

3.4.8 Präsidium der Bundeskammer 

Das Präsidium besteht aus dem Präsidenten, 
dem Vizepräsidenten der bAIK und den Präsi-
denten der Länderkammern (Details siehe § 22 
ZTKG, insbesondere den Sitz jenes Länder-
kammer-Vizepräsidenten, dessen Präsident 
bAIK-Vizepräsident ist.) 

Das Präsidium ist für Fälle besonderer Dring-
lichkeit zuständig. 

3.4.9 Rechnungsprüfer 

Die Rechnungsprüfer werden vom Kammertag 
bestellt und prüfen die Bilanz nach Erteilung 
des Testates durch den Wirtschaftsprüfer. Die 
Rechnungsprüfer üben die kammerinterne 
Gebarungskontrolle aus. Die Rechnungsprüfer 
sind nicht nur für die Wohlfahrtseinrichtungen 
sondern auch für die Bundeskammer zustän-
dig. 

 

4 Externe Organe und Funktionen 

4.1 Aktuar 

Der Aktuar erstellt den Geschäftsplan, berät in 
Abstimmung mit dem Prüfaktuar in versiche-
rungsmathematischen Fragen und erstellt die 
versicherungsmathematische Bilanz. 

4.2 Prüfaktuar 

Der Prüfaktuar übt eine laufende Begleitung in 
grundsätzlichen versicherungsmathematischen 
Fragen aus und prüft die versicherungstechni-
sche Bilanz. Der Prüfaktuar wird vom Kammer-
tag bestellt.  

4.3 Wirtschaftsprüfer 

Das Rechnungswesen der Wohlfahrtseinrich-
tungen wird analog zu den Vorschriften des 
RLG geführt. Die UGB-Bilanz ist gem. Statut 
von einem Wirtschaftsprüfer zu prüfen. 

4.4 Aufsichtsbehörde 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Arbeit ist die Aufsichtsbehörde der Bundes-
kammer und damit auch für die Wohlfahrtsein-
richtungen zuständig.  

Der Rechnungsabschluss und der Jahresvor-
anschlag sind jedenfalls an die Aufsichtsbe-
hörde zu übermitteln. 
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5 Versicherte in den Wohlfahrtseinrichtungen 

5.1 ZT mit aufrechter Befugnis 

Die Teilnahmepflicht im Pensionsfonds beginnt 
mit Ablegung des Eides.  

Dies gilt grundsätzlich auch für den Sterbekas-
senfonds, wobei folgende Altersgrenzen zu 
beachten sind: 

Ziviltechniker, die vor Vollendung des 50. Le-
bensjahres den Eid gemäß ZTG ablegen, sind 
verpflichtet, Beiträge zum Sterbekassenfonds 
zu leisten. Ziviltechniker, die nach dem 50. 
Lebensjahr aber noch vor Vollendung des 60. 
Lebensjahres den Eid gemäß ZTG ablegen, 
können sich zur Leistung von Beiträgen ver-
pflichten. 

 

5.2 ZT mit ruhender Befugnis 

Bei ruhender Befugnis können Ziviltechniker 
am Pensionsfonds freiwillig teilnehmen. In 
diesem Fall ist allerdings zu beachten, dass 
die steuerliche Absetzbarkeit nur im Bereich 
der Sonderausgaben gegeben ist.  

Tritt während ruhender Befugnis die Berufsun-
fähigkeit ein, besteht kein Anspruch auf Be-
rufsunfähigkeitspension. 

Die Teilnahme am Sterbekassenfonds ist auch 
bei ruhender Befugnis verpflichtend. 

5.3 Geschäftsführer 

Angestellte Geschäftsführer von ZT-
Gesellschaften sind mit ihrem Bruttogehalt, 
das sie von der ZT-Gesellschaft beziehen, bei 
den Wohlfahrtseinrichtungen versichert. Der 
jeweilige Beitrag ist vom Dienstgeber, aufge-
teilt nach Dienstgeber- und Dienstnehmeran-
teil, zu berechnen und an die Wohlfahrtsein-
richtungen abzuführen.5 

                                                      
5
  Vom Geschäftsführergehalt wird der Beitrag von 

24,5% berechnet und ist vom Dienstgeber monatlich 
an den Pensionsfonds zu bezahlen. Die steuerliche 
Behandlung des Beitrages ist ident mit der Behand-
lung des ASVG Pensionsversicherungsbeitrages. Vom 
Pensionsfondsbeitrag zahlt 56,04% der Dienstgeber 
und 44,96% der Dienstnehmer. Für zusätzliches ZT – 
Einkommen (z.B. Gewinnausschüttung für Gesell-

5.4 Anwärter 

Die Einbeziehung der Anwärter bedarf einer 
Grundsatzentscheidung.6 

5.5 Zurückgelegte Befugnis 

Bei zurückgelegter Befugnis ist die Teilnahme 
am Pensionsfonds und am Sterbekassenfonds 
freiwillig. 

 

5.6 Angehörige von ZT 

Das Statut sieht entsprechende Hinterbliebe-
nenpensionen vor.  

Ansprüche bestehen für Witwen/er, Lebensge-
fährt(inn)en und Waisen. 

Lebensgefährt(inn)en haben nur dann einen 
Anspruch, wenn sie zumindest drei Jahre vor 
dem Ableben bei den Wohlfahrtseinrichtungen 
gemeldet wurden.  

 

                                                                             
schaftsanteile) muß das Mitglied den Pensionsfonds-
beitrag  selbst entrichten. 

6
  Einschlägige Bestimmungen sind bereits im Statut und 

im ASVG aufgenommen. Die Regelung im ZTKG als 
Bindeglied muss vom Gesetzeber noch vorgenommen 
werden. 



bAIK-WE, B. Wisleitner, Jänner 2012 Seite 9 von 12 

6 Beiträge und Beitragsgrundlagen 

6.1 Beitragsgrundlage 

6.1.1 Berechnungsmethode 

Die Beitragsgrundlage errechnet sich aus den 
Einkünften aus Ziviltechnikertätigkeit des 
jeweils vorletzten Jahres vor Steuer und vor 
Abzug der in diesem Jahr bezahlten Beiträge 
an die Wohlfahrtseinrichtungen.  

Basis sind die Einkünfte aus selbständiger 
Ziviltechnikertätigkeit sowie Gewinne aus Be-
teiligungen an Ziviltechnikergesellschaften an 
denen der Ziviltechniker beteiligt ist. 

Bei angestellten Geschäftsführern wird die 
Berechnung durch den Dienstgeber (vom lau-
fenden Bruttogehalt) vorgenommen. 

 

Für den (ausschließlich) als Einzelunternehmer 
tätigen ZT bedeutet dies vereinfacht: 

 

 Bruttoumsatz 

- Umsatzsteuer 

 Nettoumsatz 

- Betriebsausgaben 

 Beitragsgrundlage WE 

- WE-Beiträge 

 ESt-Bemessungsgrundlage 

- Einkommensteuer 

 Nettoeinkommen 

 

Damit kann auch eine häufig gestellte Frage 
einfach beantwortet werden. Die WE Beiträge 
errechnen sich aus dem Gewinn der ZT-
Tätigkeit und nicht aus dem Umsatz.  

Die Berechnungsmethode ist dieselbe wie für 
die Errechnung der ESt-
Bemessungsgrundlage allerdings unter Hinzu-
rechnung der WE-Beiträge.7 

                                                      
7
  Dies ergibt sich aus der Berechnung selbst, da der zu 

errechnende Prozentwert für die Beiträge, die Bei-
tragsgrundlage nicht vermindern kann. Zudem ergibt 
sich aus dieser Berechnung, dass die WE-Beiträge 
(bei aufrechter Befugnis) die Steuerbemessungsrund-
lage vermindern. 

6.1.2 Ziviltechnikereinkünfte 

Als Beitragsgrundlage werden die Einkünfte aus 
Ziviltechnikertätigkeit herangezogen. Das sind 
alle Einkommensteile, die aus einer Erwerbstä-
tigkeit entstehen, für welche die ZT-Befugnis 
Voraussetzung ist bzw. die typischerweise bei 
aufrechter Befugnis im Rahmen der ZT-
Tätigkeit ausgeübt werden. Hinzugerechnet 
werden Anteile aus einer ZT-Gesellschaft. 

Damit sind folgende Einkünfte erfasst: 

- Selbständige ZT-Tätigkeit 

- Geschäftsführer einer ZT-Gesellschaft 

- Gewinnanteile eines ZT aus einer ZT-
Gesellschaft 

6.2 Lineare Beitragsberechnung 

Das Statut sieht eine Pflichtteilnahme in Höhe 
von € 15.945,12/Jahr (Wert 2012) vor, gegen 
Nachweis der tatsächlichen Einkünfte aus 
ZT-Tätigkeit werden die Beiträge zwischen der 
Mindestbeitragsgrundlage und der Höchstbei-
tragsgrundlage berechnet. Daraus ergibt sich 
die lineare Beitragsberechnung von 24,5% der 
Einkünfte innerhalb dieser Grenzen.  

Ohne Nachweis der Einkünfte wird die volle 
Teilnahme mit € 15.945,12/Jahr  verrechnet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Beitragsgrundlagen: 2011 2012

BGL Mindestbeitrag 10.190,69 10.414,04

BGL Voller Beitrag 63.687,67 65.082,12

BGL Höchstbeitrag 79.291,59 81.027,92

 

Beiträge: 2011 2012

Mindestbeitrag 2.496,72 2.551,44

Voller Beitrag 15.603,48 15.945,12

Höchstbeitrag 19.426,44 19.851,84
 

 

 15,95

19,85

Angaben            10,41                                                                                 65,08                       81,03
in Tausend €

Beiträge 2012 

Mindestbeitrag

Höchstbeitrag

Voller Beitrag 

Beitrag

     Einkünfte

2,55
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6.3 Mindestbeitrag 

Der Mindestbeitrag ist für das Jahr 2012 mit 
€ 2.551,44 festgesetzt. Für Zeiten der 
Schwangerschaftskarenz ist der Mindestbei-
trag nicht anzuwenden. 

6.4 Voller Beitrag 

Der Volle Beitrag ist für ZT mit aufrechter Be-
fugnis verpflichtend. Der Volle Beitrag ist für 
das Jahr 2012 mit € 15.945,12 festgesetzt.  

Der Volle Beitrag ist jedenfalls dann vorzu-
schreiben, wenn keine Beitragsgrundlage mit 
einem Antrag auf Herabsetzung der Beiträge 
(wegen geringerer Einkünfte als € 65.082,12) 
vorgelegt wurde. 

Die Beitragsgrundlage ist bis 30.9. des Folge-
jahres vorzulegen, in dem die Einkünfte erzielt 
wurden. 

Für die Beiträge 2012 werden somit die Ein-
künfte 2010 herangezogen. 

 

6.5 Ermäßigungen 

6.5.1 Ermäßigung bis 2 Jahre ab Eid 

Für den Zeitraum bis zu zwei Jahren nach 
Ablegung des Eides gilt die Ermäßigung von 
€ 2.551,44 (Wert 2012) somit der Mindestbei-
trag. 

 

6.5.2 Ermäßigung bis 5 Jahre ab Eid 

Bis zu fünf Jahren nach Ablegung des Eides 
kann eine Ermäßigung auf den Beitrag von 
€ 4.500,-- beantragt werden. Die Ermäßigung 
kann nicht mehr in Anspruch genommen wer-
den, wenn die Beitragsgrundlage € 23.500,-- 
übersteigt. 

Achtung: Beide Fristen laufen ab der Ablegung 
des Eides, nicht ab der erstmaligen Aufrecht-
meldung der Befugnis! 

6.5.3 Karenz 

Für die Zeit der Schwangerschaft und bis zu 
zwei Jahren nach der Geburt des Kindes kann 
sich die Ziviltechnikerin von der Anwendung 
des Mindestbeitrages befreien lassen.  

Weiters wird aus den Mitteln des Pensions-
fonds eine Gutschrift auf das persönliche Pen-
sionskonto gewährt. Die Gutschrift errechnet 
sich aus der Differenz des tatsächlich geleiste-
ten Beitrages und einem (rechnerischen) Bei-
trag von € 5.400,--. 

6.5.4 Stundungen 

Auf Antrag können jeweils die Hälfte der Bei-
träge zum Pensionsfonds bis zu zwei Jahre ab 
Ablegung des Eides gestundet werden. Die 
gestundeten Beträge sind innerhalb von drei 
Jahren nach Ablauf des Stundungszeitraumes 
zu bezahlen. 

Diese gestundeten Beträge sind mit einem 
Zinssatz von 2,5% über dem Basiszinssatz zu 
verzinsen. 

6.6 Versicherung über dem Vollen 
Beitrag 

Übersteigt die Beitragsgrundlage € 65.082,12, 
besteht die Möglichkeit, gegen Nachweis der 
Beitragsgrundlage die über die volle Teilnahme 
hinausgehende Höherversicherung in An-
spruch zu nehmen. 

Die Höchstbeitragsgrundlage beträgt 
€ 81.027,92, der Höchstbeitrag € 19.851,84. 

Als wesentlicher Vorteil dieser Höherversiche-
rung ist auch an dieser Stelle die Zuweisung 
von 97% auf das persönliche Pensionskonto 
zu erwähnen. Daraus ergibt sich ein wesentli-
cher Hebel auf die Anspruchsgrundlage für die 
Alterspension. 

6.7 Fälligkeit der Beiträge 

Die Beiträge werden quartalsweise vorge-
schrieben und sind jeweils am 15.1., 15.4., 
15.7. und 15.10. fällig. 
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7 Leistungen des Pensionsfonds 

7.1 Alterspension 

Das Pensionsantrittsalter beträgt im neuen 
System einheitlich 65 Jahre. 
Im alten System, das auch für die Auszahlung der Sockel-
pension maßgeblich ist, gelten folgende Altersgrenzen: 

 Regelpensionsalter: Frauen 65, Männer 70 Jahre 
 Frühpensionsalter: Frauen 60, Männer 65 Jahre 

Die Alterspension wird vierzehn Mal ausbe-
zahlt. 

Die Alterspension wird auf der Basis des per-
sönlichen Pensionskontos errechnet. Der sich 
durch Einzahlungen und die Verzinsung erge-
bende Kontostand wird durch den Barwert der 
Lebenserwartung8 dividiert. Die daraus errech-
nete Jahrespension wird auf zwölf monatliche 
und zwei Sonderzahlungen aliquot aufgeteilt. 

Die Pension für Anwartschaften vor dem 
1.7.2000 wird nach dem Altersklassensystem 
berechnet. 

Die Alterspension ist in § 13 des Statuts gere-
gelt. 

Die Berechnung der Pensionen ist im Folder 
„Alterspensionen“ dargestellt, der bei den Län-
derkammern aufliegt und bei den Wohl-
fahrtseinrichtungen angefordert werden kann. 
Die elektronische Form gibt es auf der WE-
Homepage  Formulare und Downloads  
Informationsbroschüren. 

7.2 Berufsunfähigkeitspension 

Tritt die Berufsunfähigkeit infolge eines Unfal-
les ein, gibt es keine Wartefrist. Der De-
ckungsschutz besteht somit ab dem ersten 
Monat der Teilnahme.  

Für alle übrigen Fälle gelten folgende Mindest-
beitragszeiten: 
vor dem vollendeten 50. Lebensjahr: 60 Bei-
tragsmonate 
ab dem 50. Lebensjahr: 96 Beitragsmonate 

bei Krankheiten, die vor der Eidesablegung 
bestanden haben und zur Berufsunfähigkeit 
führen: 120 Beitragsmonate. 
 
Mitglieder, die jünger als 55 Jahre sind, kommt 
eine Mindestpension in der Höhe von 

                                                      
8
  Dieser Wert ist eine versicherungsmathematische 

Größe, die sich aus der Lebenserwartung und Zinsfak-
toren errechnet. 

€ 19.539,87 p.a. (Wert 2012), wobei diese 
Mindestpension auch als Basis für die Min-
dest–Witwenpension bei Ableben des Mitglie-
des vor dem 55. Lebensjahr gilt. 

Nach dem 55. Lebensjahr wird für die Berech-
nung der Berufsunfähigkeitspension der durch-
schnittliche Teilnahmeprozentsatz im alten 
System sowie der Stand des Kapitaldeckungs-
kontos im neuen System herangezogen.  

 

 

Die Berufsunfähigkeitspension ist in § 14 des 
Statuts geregelt. 

7.3 Witwen/r, LebensgefährtInnen, 
Eingetragene Partner 

Die Witwenpension beträgt 60% der Ziviltech-
nikerpension. Grundlage ist entweder die tat-
sächliche ausbezahlte Pension oder - bei ei-
nem Todesfall vor Bezug einer Pensionsleis-
tung - die fiktive Berufsunfähigkeitspension. 

Anspruchsberechtigt sind weiters (auch gleich-
geschlechtliche) LebensgefährtInnen und 
der/die (gegebenenfalls) geschiedene Gattin/e. 

Neu seit 2006: LebensgefährtInnen haben nur einen 
Anspruch, wenn die Lebensgemeinschaft mindestens 
drei Jahre vor dem Ableben an die WE gemeldet wur-
de.  
Neu seit 2010: Die Bestimmungen für Hinterbliebene 
EhegattInnen gelten auch für Eingetragene Partner. 

Bei Zusammentreffen mehrerer Ansprüche 
sind die - mit insgesamt 60% der ZT-Pension 
begrenzten - Ansprüche zu aliquotieren.  

Die entsprechenden Bestimmungen sind in 
§§ 15, 16 und 23 des Statuts geregelt.  

7.4 Waisen 

Die Waisenpensionen sind in § 17 des Statuts 
geregelt und betragen: 

 20% für Halbwaisen 

 40% für Vollwaisen 

Basis ist, wie bei den Witwenpensionen, ent-
weder die tatsächliche ausbezahlte Pension 
oder - bei einem Todesfall vor Bezug einer 
Pensionsleistung - die fiktive Berufsunfähig-
keitspension. Besteht kein Anspruch auf eine 
Witwenpension (Lebensgefährtin, geschiedene 
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Gattin), erhalten Halbwaisen ebenfalls 40%. 
Bei Zusammentreffen mehrerer Pensionen 
wird gem. § 17 Abs. 6 aliquotiert. 

7.5 Pflegegeld 

Das Pflegegeld ist keine unmittelbare Leistung 
der Wohlfahrtseinrichtungen. 

Über Initiative der Bundeskammer konnte die 
Einbeziehung der ZiviltechnikerInnen in das 
Pflegegeld erreicht werden. 1,5% der Beiträge 
stehen für die Verrechnung mit der SVA zur 
Verfügung, die Aufgrund einer Vereinbarung 
der Bundeskammer mit dem Sozialministerium 
vorgenommen wird. 

7.6 Ruhensbestimmungen 

Seit 1.4.2002 kann die Alterspension auch bei 
aufrechter Befugnis bezogen werden. Nur bei 
aufrechter Befugnis ist ein Solidarbeitrag an 
die Wohlfahrtseinrichtungen zu leisten. Der 
Prozentsatz ist davon abhängig, ob die Alters-

pension oder die vorzeitige Alterspension be-
zogen wird, die Beitragsgrundlage ist auf Basis 
der Bruttopension oder (auf Antrag) des Zivil-
technikereinkommens des jeweils laufenden 
Jahres zu berechnen. Die Vorschreibung er-
folgt aufgrund der Brutto-Jahrespension oder  
bei Berechnung nach den ZT-Einkünften nach 
einer Selbsteinschätzung, die endgültige 
Nachbemessung wird  durch Übersendung der 
Beitragsgrundlage (analog zu den „aktiven“ 
ZT) vorgenommen.  
 

Alterspension:  
Der Prozentsatz für den Solidarbeitrag beträgt 
für Ziviltechnikerinnen ab dem vollendeten 65. 
Lebensjahr und für Ziviltechniker ab dem voll-
endeten 70. Lebensjahr 7,5%. 

Vorzeitige Alterspension:   
Der Prozentsatz für den Solidarbeitrag beträgt 
für Ziviltechnikerinnen ab dem vollendeten 60. 
Lebensjahr und für Ziviltechniker ab dem voll-
endeten 65. Lebensjahr 15%. Mit Vollendung 
des 65. Lebensjahres (Frauen) bzw. des 
70. Lebensjahres (Männer) reduziert sich der 
Beitrag auf 7,5%. 

 

8 Leistungen des Sterbekassenfonds 

8.1 Beiträge 

Die Teilnahme am Sterbekassenfonds ist ab 
Eidesablegung bis zum vollendeten 
50. Lebensjahr Pflicht, bei Eidesablegung nach 
dem 50. Lebensjahr. bis zum 60. Lebensjahr. 
aber freiwillig möglich.  

Die Altersklassen sind nach versicherungsma-
thematischen Grundsätzen errechnet und in 
der im Statut ausgewiesenen Tabelle abzule-
sen. Der erforderliche Jahresbedarf wird vom 
Kammertag nach den Grundsätzen des Umla-
gesystems beschlossen.  

Die Zahlungsverpflichtung bleibt auch bei Ru-
hen der Befugnis aufrecht. Zusätzlich zum 
ersten Quartalsbeitrag sind fünf Monatsbeiträ-
ge für den Erwerb der Anwartschaft zu entrich-
ten. Wenn der ZT nicht auch gleichzeitig am 
Pensionsfonds teilnimmt, wird ein Verwal-
tungskostenbeitrag in der Höhe von 5 % des  
ZT- Stundensatzes zusätzlich verrechnet wer-
den.  

Die Beiträge sind steuerlich unbeschränkt ab-
setzbar. 

Eine Rückzahlung von Sterbekassenfondsbei-
trägen ist nicht möglich (Umlageverfahren!). 
Bei Ausscheiden aus der Kammer (Zurückle-
gung der Befugnis) besteht die Möglichkeit der 
freiwilligen Weiterzahlung, anderenfalls erlö-
schen die Ansprüche auf Sterbegeld unwider-
ruflich. 

8.2 Leistungen 

Eine Mindestbeitragsdauer wird dann die Vor-
aussetzung für die Leistung, wenn der ZT bei 
Eidesablegung das 45. Lebensjahr. bereits 
vollendet hat. Sie beträgt so viele Jahre, wie 
der ZT älter als 45 Jahre ist, maximal jedoch 5 
Jahre.  

Das Sterbegeld beträgt € 14.535.- (Wert 2012) 
und wird an jene Person(en) ausbezahlt, die 
der ZT schriftlich dem Kuratorium namhaft 
gemacht hat. Fehlt eine Verfügung, so ist das 
Geld an die Witwe, subsidiär an die Erben 
auszuzahlen. In diesem Fall muss ein Drittel 
des Betrages zwei Monate einbehalten wer-
den, woraus die Begräbniskosten an denjeni-
gen bezahlt werden, der sie beglichen hat.

 


